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In eigener Sache
Für den Informationsaustausch der Mitglieder untereinander möchten wir Sie in unser „Diskussionsforum“ im internen Mitgliederbereich auf unserer Internetseite einladen. Verschiedene Themen werden behandelt – z.B. Gebühren, Unterhalt, Sorge- und Umgangsrecht, Versorgungsausgleich. Wer zum Beispiel einen Sachverständigen für eine bestimmte Materie sucht, kann sich bei den zahlreichen Kolleginnen und Kollegen über das Forum erkundigen. Oder Empfehlungen eines im Ausland tätigen Kollegen können weiterhelfen. Außerdem wurde unter dem Stichwort „Ratgeber“ ein öffentliches Forum im Internet gestartet, in welchem die Verbraucher Fragen an die AG FamR stellen können. Wenn Mitglieder hier antworten, sind sie als solche auch erkennbar, wenn sie sich zuvor angemeldet haben. Dies bietet ihnen eine weitere Möglichkeit, für ihre besondere Fachkunde im Familienrecht zu werben, denn jedes Mitglied kann sich einloggen und mit den Verbrauchern kommunizieren.

Auf dem 59. Deutschen Anwaltstag, der vom 1. bis 3.5.2008 in Berlin stattfand, war die Veranstaltung der Arbeitsgemeinschaft Familienrecht über die „Freiheit der Lebensformen im Lichte des Artikel 6 GG“ sehr gut besucht. Über „Die Notwendigkeit einer gesetzliche Regelung der nichtehelichen Lebensgemeinschaft“, die „Zweckehe im Ausländerrecht“ und über die Frage, ob wir noch die „ehelichen Lebensverhältnisse“ brauchen, wurde lebhaft, teilweise kontrovers, und fruchtbar diskutiert. Auf dem Empfang im Anschluss an die Veranstaltung begrüßte RAin Ingeborg Rakete-Dombek, Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft Familienrecht, neben den zahlreichen Kolleginnen und Kollegen aus dem Familienrecht auch den Präsidenten des Deutschen Anwaltvereins, RA Hartmut Kilger, die Richterin am Bundesverfassungsgericht Dr. Christine Hohmann-Dennhardt, den Vorsitzenden des Familiengerichtstages Prof. Dr. Gerd Brudermüller, Justizsenatorin a.D. RAin Dr. Lore Maria Peschel-Gutzeit und viele andere Ehrengäste. Einen Tagungsbericht finden Sie bald in der Zeitschrift Forum Familienrecht und im Internet.

Prozess- und Beratungshilfe in Deutschland im internationalen Vergleich
Im Vergleich von 12 Industrienationen sind die jährlichen Aufwendungen des deutschen Fiskus für Prozesskosten- und Beratungshilfe trotz starker Ausgabensteigerungen in den vergangenen Jahren nach wie vor sehr niedrig. Hierauf weist das Essener Soldan-Institut für Anwaltsmanagement hin. (Pressemitteilung) Die Bundesländer haben zuletzt ca. 500 Mio. Euro pro Jahr in die finanzielle Unterstützung von bedürftigen Bürgern investiert und diesen damit den Zugang zum Recht ermöglicht. Pro Bürger wendete die Staatskasse im Jahr 2006 damit 5,95 Euro für Prozesskostenhilfe und 1,08 Euro für Beratungshilfe auf. Bei einem Vergleich von 12 Industrienationen, für die die International Legal Aid Group Zahlen ermittelt hat, rangiert Deutschland damit auf dem vorletzten Platz. Der Spitzenreiter dieser Rangliste, England, investiert mit über 2 Mrd. Pfund pro Einwohner mehr als 9 Mal so viel, die Niederlande immerhin 4 Mal so viel. Ausgabefreudiger als Deutschland sind auch die USA, Kanada, Irland, Finnland oder Neuseeland. Pro Jahr werden damit nur rund 7 Euro staatliche Ausgaben pro Bürger für Prozesskosten- und Beratungshilfe aufgewendet. Dagegen investiert jeder Deutsche durchschnittlich pro Jahr 37 Euro in eine Rechtsschutzversicherung – ein Spitzenwert im internationalen Vergleich. (dokumentiert auch in FF Heft 5, s.u.)

Gesetz zum besseren Schutz von Kindern verabschiedet

Der Deutsche Bundestag hat am 24. April 2008 das „Gesetz zur Erleichterung familiengerichtlicher Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls“ beschlossen. Damit sollen Familiengerichte künftig zum Schutz vernachlässigter oder misshandelter Kinder frühzeitiger eingreifen können. Die Gesetzesänderungen beruhen auf den Vorschlägen einer Expertengruppe, der insbesondere Praktiker aus den Familiengerichten und der Kinder- und Jugendhilfe angehörten. Durch das frühe Eingreifen soll die Trennung der Kinder von ihren Eltern vermieden werden. (PM Bundesjustizministerium) 

EUGH: Richtlinie über die Gleichbehandlung 
Ein gleichgeschlechtlicher Lebenspartner kann Anspruch auf eine Witwerrente aus einem berufsständischen Versorgungssystem haben. Dies gilt zumindest dann, wenn sich der überlebende Lebenspartner in einer Situation befindet, die mit der eines Ehegatten, der die betreffende Hinterbliebenenversorgung erhält, vergleichbar ist. Die Weigerung, Lebenspartnern die Hinterbliebenenversorgung zu gewähren, stellt in diesen Fällen eine unmittelbare Diskriminierung wegen der sexuellen Ausrichtung dar. 

Die Richtlinie über die Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf erstreckt sich zwar nicht auf die Sozialversicherungs- und Sozialschutzsysteme, deren Leistungen nicht einem Arbeitsentgelt im Sinne des Gemeinschaftsrechts gleichgestellt werden. Nach Ansicht des EuGH entspringt aber die Hinterbliebenenversorgung dem Arbeitsverhältnis des verstorbenen Partners und ist daher als Arbeitsentgelt einzuordnen. Im vorliegenden Fall werde das berufsständische Versorgungssystem ausschließlich von Arbeitnehmern und deren Arbeitgebern und nicht staatlich finanziert. Das mit der Klage befasste VG München hatte die Sache dem EuGH vorgelegt. Das Münchener Gericht muss jetzt prüfen, ob sich im vorliegenden Fall der überlebende Lebenspartner in einer mit einem Ehegatten vergleichbaren Situation befindet.

Az C-267/06, Urteil vom 1.4.2008

BGH: Unterhaltsregress des „Scheinvaters“
Im Ausnahmefall ist es zulässig, die Vaterschaft auch inzident festzustellen. Der Kläger hatte jahrelang Unterhalt für drei nicht von ihm stammende Kinder verlangt. Der mutmaßliche biologische Vater lehnte es ebenso wie die Mutter ab, ein Vaterschaftsfeststellungsverfahren einzuleiten. Ausnahmsweise könne auch der „Scheinvater“ die Klärung der Vaterschaft des mutmaßlich biologischen Vaters durchsetzen, entschied der BGH, und nicht nur die leibliche Mutter, die Kinder oder der biologische Vater selbst. Nur auf diesem Wege sei es ihm möglich, den mutmaßlichen Vater in Regress zu nehmen. Der BGH begründet seine geänderte Rechtsprechung mit den geänderten Rahmenbedingungen. Seit dem 30.6.1998 nämlich kann die Vertretung des Kindes einer alleinsorgeberechtigten Mutter selbst dann nicht entzogen werden, wenn die Vaterschaftsfeststellung im Interesse des Kindes wäre. Dadurch wäre der „Scheinvater“ rechtlos gestellt. 

Az XII ZR 144/06, Urteil vom 16.4.2008, demnächst beim BGH unter Entscheidungen, BGH-Pressemitteilung
BGH: Verwirkung von Unterhaltsansprüchen nach Aufnahme einer gleichgeschlechtlichen Beziehung

Wer seine Familie wegen einer neuen Partnerschaft verlässt, kann dadurch seinen Unterhaltsanspruch verlieren, auch, wenn es sich um eine gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaft handelt. Der Tatbestand des § 1579 Nr. 7 BGB, der ein offensichtlich schwerwiegendes, eindeutig bei dem Berechtigten liegenden Fehlverhalten gegen den Unterhaltsverpflichteten voraussetzt, kann erfüllt sein, wenn der Berechtigte gegen den Willen des Ehegatten ein nachhaltiges, auf Dauer angelegtes intimes Verhältnis zu einem anderen Partner aufnimmt. Im vorliegenden Fall hatte eine Frau nach 26jähriger Ehe ihre Familie verlassen, nachdem sie ihre gewandelten sexuellen Neigungen erkannt hatte, und war zu ihrer Freundin gezogen. Az XII ZR 7/05, Urteil vom 16.4.2008, demnächst beim BGH unter Entscheidungen, BGH-Pressemitteilung
BGH: Begrenzung und Befristung des nachehelichen Unterhalts wegen Verschweigens des tatsächlichen Einkommens

Wenn eine Ehefrau länger als ein Jahr nach dem Abschluss eines Vergleichs über den Trennungsunterhalt verschweigt, dass ihr tatsächliches Einkommen mittlerweile weitaus höher liegt als beim Vergleich angegeben, kann der nacheheliche Unterhalt gekürzt werden. Die Berechtigte habe sich mit dem Verschweigen mutwillig über schwerwiegende Vermögensinteressen des Verpflichteten hinweggesetzt, deshalb könne nach § 1579 Nr. 5 BGB der Unterhaltsanspruch versagt, herabgesetzt oder zeitlich begrenzt werden. 

Az XII ZR 107/06, Urteil vom 16.4.2008, demnächst beim BGH unter Entscheidungen, 

BGH-Pressemitteilung
BGH: Abzug des Zahlbetrages oder des Tabellenbetrages

In dem Urteil, auf das wir schon im Newsletter Nr. 4 hingewiesen haben (BGH: Keine einseitige Vermögensbildung), äußert sich der BGH auch mittelbar zu der Frage, ob wie bisher der Tabellenbetrag (Düsseldorfer Tabelle) vom  Einkommen des Unterhaltspflichtigen abgezogen werden soll, oder, wie es das neue Unterhaltsrecht vorgibt, nur der Zahlbetrag (Tabellenbetrag minus 1/2 Kindergeld): „Dieser Vorteil fließt nach der neueren Rechtsprechung des Senats auf die Weise in die Berechnung des Ehegattenunterhalts ein, dass nur noch der tatsächlich geleistete Zahlbetrag – und nicht ein um das (anteilige) Kindergeld erhöhter Tabellenbetrag – abgesetzt werden kann. Auch unter Berücksichtigung des sich dann ergebenden Ehegattenunterhalts verbleibt dem barunterhaltspflichtigen Elternteil jedenfalls die um seinen Erwerbstätigenbonus erhöhte Hälfte des Kindergeldes, während der andere Elternteil über den Ehegattenunterhalt nur in geringem Umfang von der Entlastung durch das Kindergeld profitiert…“ (Seite 16, Ziffer 36) Der 12. Senat verweist auf mehrere Aufsätze, u.a. von RiOLG Klinkhammer (FamRZ 2008, 193), der in Kürze Mitglied des Senats sein wird, die diese Auffassung vertreten. 
Az XII ZR 22/06, Urteil vom 5.3.2008, beim BGH unter Entscheidungen, BGH-Pressemitteilung,
BGH: Bemessung des nachehelichen Unterhalts nach den ehelichen Lebensverhältnissen

Spätere Änderungen des verfügbaren Einkommens sind grundsätzlich bei der Bemessung des nachehelichen Unterhalts nach den ehelichen Lebensverhältnissen (§ 1578 Abs. 1 Satz1 BGB) zu berücksichtigen, und zwar unabhängig davon, wann sie eingetreten sind, ob es sich um Minderungen oder Verbesserungen handelt oder ob die Veränderung aufseiten des Unterhaltspflichtigen oder des Unterhaltsberechtigten eingetreten ist. 

Az XII ZR 14/06, Urteil vom 6.2.2008, beim BGH unter Entscheidungen 

OLG Naumburg: Keine Herabsetzung des Versorgungsausgleichs
Nach einer mehr als 30jährigen Ehe führt eine Trennungszeit von rund 13 Jahren bis zum Scheidungsantrag grundsätzlich nicht zu einer Herabsetzung des Versorgungsausgleichs. Er darf auch dann nicht herabgesetzt werden, wenn ein Ehegatte seine ausgleichspflichtigen Anrechte überwiegend in der Trennungszeit erworben hat, ein „phasenverschobene Ehe“ nicht vorliegt und die Parteien nahezu gleich alt sind. 

Az 8 UF 79/07, Beschluss vom 29.11.2007, der anonymisierte Volltext kann nur schriftlich  (z.B. e-mail) beim OLG-Naumburg angefordert werden.    

Zeitschrift Forum Familienrecht
In FF Heft 5, das im Mai erscheint, Aufsätze von RA Guido Rasche: „10 Jahre Fachanwalt für Familienrecht“ und RA Dr. Walter Kogel: „Reform des Zugewinnausgleichsrechts – quo vadis?“. RA Dr. Jürgen Niebling drückt in seinem Aufsatz „Neues Unterhaltsrecht: Bleibt alles beim Alten? – Zur Auslegung von § 1570 BGB“ u.a. sein Unbehagen über die unterschiedlichen Leitlinien der Oberlandesgerichte aus. Für FF Heft 5 wurde sehr viel Rechtsprechung zum neuen Unterhaltsrecht ausgewählt. Zu den Befristungsvorschriften des neuen Rechts Anmerkungen u.a. von RA Dr. Mathias Grandel und RAin Monika Clausius. Außerdem eine Dokumentation der Aufwendungen für Prozess- und Beratungshilfe in Deutschland im internationalen Vergleich. (s.o.) 

http://familienanwaelte-dav.de/fuer-familienanwaelte/forum-familienrecht.

Termine

Verschiedene familienrechtliche Seminare finden in allen OLG-Bezirken statt. Die Termine finden Sie auf der Internet-Seite der Arbeitsgemeinschaft Familienrecht.

Online-Schulung im Familienrecht am 29.05.2008, 15:00 Uhr, Dauer ca. 1 Stunde. Ein kostenloses Angebot des Haufe-Verlags. Erfolgreiches Arbeiten mit dem Programm "Familien- und Erbrecht", das in Kooperation mit der Arbeitsgemeinschaft Familienrecht im DAV herausgegeben wird. Inhalte: Unterhaltsberechnungen seit dem 01.01.20008, Mangelverteilung, Zugewinnausgleich, Ermittlung der PKH-Bedürftigkeit, Umgangstabelle, Anwendungstipps zu Suchfunktionen für Entscheidungen und Inhalte, effiziente Übernahme von Formularen u.v.m. Referenten: RA Jörg Kleinwegener, Fachanwalt für Familienrecht und Mitglied des Geschäftsführenden Ausschusses der  Arbeitsgemeinschaft Familienrecht im DAV und Rechtsanwalt Christian Gempp, Haufe Mediengruppe, Produktmanager Familien- und Erbrecht. (Information und Anmeldung)

Kloster Weltenburg in Kelheim vom 30.5. bis 31.5.2008

Familienrechtliche Ausgleichsysteme im Umbruch – Unterhalt, Zugewinn- und Versorgungsausgleich. Dieses Thema wird in der Geborgenheit des Klosters Weltenburg mit seiner einzigartigen Lage und der viel versprechenden Küche der Klosterschenke behandelt. Programm und Anmeldung
SommerIntensiv in Saas Fee 7. bis 14. 9. 2008

Versorgungsausgleich, Unterhalt und Zugewinnausgleich – die familienrechtlichen Ausgleichssysteme im Zusammenspiel. Referenten sind RiBGH Dr. Frank Klinkhammer, RA Jörn Hauß, Duisburg und Rainer Glockner, Rechts- und Rentenberater. Die Seminarleitung und Moderation übernimmt RAin Inge Saathoff, Oldenburg.

Anmeldung und Programm
Die diesjährige Herbsttagung und Mitgliederversammlung findet vom 27.11. bis 29.11. 2008 in Potsdam statt: „Mein Geld – Dein Geld – Kein Geld“.

Deutsch-Griechische Juristenvereinigung, Veranstaltung am 17.5.2008 in Aachen. 

Es geht um familienrechtliche Fragen im internationalen Rechtsverkehr. 

Anmeldung und Programm (RAin Dr. Stella Rouká-Jorißen)

Seminare der AG Familienrecht im DAV, organisiert von der conventionspartners GmbH, finden Sie auf unserer Internet-Seite, wo Sie sich auch online anmelden können. 
conventionpartners GmbH, Tel. 0228 - 35 00 441 Fax: 0228 - 35 00 450 

e-mail: info@cp-bonn.de
v.i.S.d.P.: Rechtsanwältin Ingeborg Rakete-Dombek,
Vorsitzende  des Geschäftsführenden Ausschusses der AG Familienrecht im DAV
Für eine Abmeldung aus dem Verteiler wenden Sie sich bitte an die Mitgliederverwaltung des DAV:
Tel. 0 30 / 72 61 52--178 Frau Schuminski
D E U T S C H E R  A N W A L T V E R E I N - Littenstraße 11, 10179 Berlin, Tel.: 0 30 / 72 61 52 -  0,
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